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Erganzende Informationen zur Umsetzung des
Hartefallfonds ,,Alle Kinder essen mit“

Fir Kinder und Jugendliche ist der Kontakt zu anderen im gleichen Alter wichtig. Nie-
mand soll aufgrund der finanziellen Beschrankungen des Elternhauses von Teilhabe
an elementaren Dingen des Alltags ausgeschlossen werden. Dazu gehdren insbe-
sondere das Mittagessen sowie - im Schulbetrieb - die Klassenfahrten.

Daher sollen moglichst viele Kinder die Moglichkeit haben, an einer gemeinschaftli-
chen Mittagsverpflegung sowie an mehrtagigen Klassenfahrten teilzunehmen. Dieje-
nigen Kinder und Jugendlichen, die keinen Anspruch auf Leistungen aus dem Bil-
dungs- und Teilhabepaket (BuT) haben, jedoch am Mittagessen bzw. an Klassen-
fahrten teilnehmen mochten, kommen fur eine Forderung durch den Hartefallfonds in
Frage.

Im Unterschied zu den individuellen Leistungen nach dem BuT handelt es sich bei
den Leistungen des Hartefallfonds um eine Zuwendung des Landes Nordrhein-West-
falen. In der Folge sind die Vorschriften der Landeshaushaltsordnung (LHO) zu be-
achten, insbesondere §§ 44 LHO.



Was wird gefordert?

Mittagsverpflequng
Die Zuwendung betragt pauschal 1.080 Euro je Kind / je Jugendlichem pro Schuljahr
(1. August bis 31. Juli des Folgejahres).

Die Mittagsverpflegung ist forderfahig, wenn es sich um eine gemeinschaftliche Mit-
tagsverpflegung handelt, die in einem organisatorischen Bezug zur Schule oder zur
Kindertagesbetreuung steht bzw. in der jeweiligen Verantwortung stattfindet. Die je-
weilige Verantwortung ist nicht gegeben, wenn die Mittagsverpflegung weder in
Raumlichkeiten der Einrichtung stattfindet, noch von dieser organisatorisch begleitet
wird.

Kosten fur Verpflegung, die beispielsweise an einem Kiosk oder in einem Lebensmit-
telgeschaft gekauft wird (z.B. belegte Brotchen, Geback 0.a.), sind nicht forderfahig.

Was passiert, wenn die Teilnahme an der gemeinschaftlichen Mittagsverpfle-
gung nicht fur das gesamte Schuljahr erfolgt?

Nimmt das Kind / die bzw. der Jugendliche nicht mehr an der Mittagsverpflegung teil,
so reduziert sich die Zuwendung ab dem Folgemonat um 90 Euro (fur jeden Monat,
in dem die Mittagsverpflegung nicht mehr in Anspruch genommen wird). Endet bei-
spielsweise das Schuljahr im Juni eines Jahres und besteht im Juli keine Moglichkeit
der Mittagsverpflegung, reduziert sich die Zuwendung um 90 Euro. Schlief3t eine Kin-
dertageseinrichtung in der Ferienzeit flr mehrere Wochen die Einrichtung, reduziert
sich die Zuwendung, soweit die SchlieBung einen vollen Kalendermonat andauert.
Teilmonate werden pauschal in voller Hohe finanziert.

Wie ist zu verfahren, wenn die tatsachlichen Ausgaben fur die Mittagsverpfle-

gung unter dem festgelegten Pauschalbetrag von 1.080 Euro (gerechnet auf 90

Euro im Monat) liegen?

Die Pauschalvergltung der Mittagsverpflegung wurde zur Vereinfachung der Abrech-

nungspraxis gewahlt, ein Nachweis der tatsachlichen Kosten gegenuber den Bezirks-

regierungen ist nicht erforderlich. Bei obiger Fallgestaltung verbleibende Fordergel-

der

a) werden durch die Kommune den Schulen / Einrichtungen zur Finanzierung weite-
rer Mittagessen Uberlassen, oder

b) verbleiben den Kommunen als Verwaltungspauschale zur Abwicklung des Harte-
fallfonds.



Insoweit bleibt es den Kommunen Uberlassen, wie sie mit Meldungen durch die
Schulen / Einrichtungen umgehen, die niedrigere Kosten der Mittagsverpflegung als
die gewahrten Pauschalbetrage anfuhren.

Dies gilt ausdrucklich nicht fur die Gewahrung einer Forderung von mehrtagigen
Klassenfahrten.

Mehrtagige Klassenfahrten

Die Zuwendung belauft sich auf die tatsachlichen Kosten der Klassenfahrt und einen
Betrag von maximal 150 Euro. Es kann maximal eine Zuwendung pro Kind / Jugend-
lichem pro Schuljahr beantragt werden.

Die Finanzierung von Mittagessen ist vorrangig. Das bedeutet, dass Klassenfahrten
nur in dem Umfang geférdert werden kénnen, in dem nach Finanzierung des Mittag-
essens noch Mittel zur Verfigung stehen. Gegebenenfalls werden alle Antrage auf
Kostenerstattung von Klassenfahrten anteilig gekurzt. Die Entscheidung hiertber trifft
das Ministerium fur Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW nach Antragseingang und
in Abstimmung mit den Bezirksregierungen.

Wieviele mehrtagige Klassenfahrten konnen je Kind /je Jugendlichem in einem
Schuljahr finanziert werden?

Je Kind / je Jugendlichem kann in einem Schuljahr eine mehrtagige Klassenfahrt ge-
fordert werden.

Fur welchen Zeitraum werden die Fordermittel bewilligt?
Auf der Grundlage der Antragsstellung 30. September beantragte Fordermittel wer-
den mit Zuwendungsbescheid flr das gesamte Schuljahr bewilligt.

Wann werden die Fordermittel zugewiesen?

Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt grundsatzlich ohne besondere Anforderung
der Kommunen gegenuber der Bezirksregierung zum 1. November flr das erste so-
wie zum 1. Februar des Folgejahres fur das zweite Schulhalbjahr.

Die Auszahlung der Zuwendung kann frihestens nach Ablauf eines Monats nach Be-
kanntgabe des Zuwendungsbescheides (Eintritt der Rechtskraft) erfolgen. Die Be-
standskraft des Zuwendungsbescheides kann zu einem friheren Zeitpunkt herbeige-
fuhrt und damit die Auszahlung der Zuwendung beschleunige werden, wenn schrift-
lich auf die Einlegung von Rechtsbehelfen verzichtet wird.



Wer wird gefordert?

Uber den Hartefallfonds ,Alle Kinder essen mit“ werden ausschlieRlich Kinder und Ju-

gendliche aus einkommensschwachen Familien unterstitzt. Von einer Bedurftigkeit

im Sinne der Férderung ist insbesondere bei Personen auszugehen, die nicht zum

anspruchsberechtigten Personenkreis der im BuT genannten Leistungen gehorten,

aber nur Uber finanzielle Mittel in einem vergleichbaren Umfang verfugen.

Anspruchsberechtigte nach dem BuT sind Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene

bis 25 Jahre,

e die Arbeitslosengeld Il, Sozialgeld, Sozialhilfe oder Leistungen nach dem Ayslbe-
werberleistungsgesetz beziehen,

e deren Eltern Kinderzuschlag erhalten,

e deren Eltern Wohngeld beziehen.

Bediirftigkeitsprufung

Wer prift das Vorliegen von Bedirftigkeit im Sinne der Férderung und wer
stellt diese fest?

Die Bedurftigkeitsprifung und -bescheinigung erfolgt durch die zustandige Stelle in
den Kommunen. In der Regel sind dies die fur Leistungen der Grundsicherung und /
oder des BuT zustandigen Amter der Kommune, in der die Antragssteller ihren
Wohnsitz haben.

Wie ist Bedurftigkeit definiert?

Von einer Bedurftigkeit im Sinne der Forderung ist insbesondere bei Personen aus-
zugehen, die nicht zum anspruchsberechtigten Personenkreis der im BuT genannten
Leistungen gehoren, aber nur Uber finanzielle Mittel in einem vergleichbaren Umfang
verfugen. Malstab ist hier der existenzsichernde Bedarf nach SGB Il / SGB XlI zu-
zuglich eines 20 %igen Aufschlags.

Ubersteigt das bereinigte Einkommen den Regelsatz zzgl. eines 20%igen Auf-
schlags, entfallt der Anspruch.

Einkommensmindernd werden pfandbare Einkommensanteile bei Verbraucherinsol-
venzverfahren, Kredite und Ratenzahlungen in nachgewiesenen Hartefallen, Fahrt-
kosten zur Arbeitsstatte sowie erhohte Kosten bei gesundheitlichen Beeintrachtigun-
gen berucksichtigt.



Die Miet-, Neben- und Heizkosten werden bei der Berechnung des existenzsi-
chernden Bedarfes als Bedarf (Kosten der Unterkunft) beriicksichtigt. Ist das
Einkommen um diese Betrage zu bereinigen?

Da uber die gesetzlichen Leistungen der ,Kosten der Unterkunft“ die Wohnbedarfe
abgedeckt werden, sind vom Einkommen Ausgaben fur Mieten, Nebenkosten und
Heizkosten nicht abzugsfahig.

Koénnen auch Antragsstellerinnen und Antragssteller, die Haus- oder Woh-
nungseigentumer sind, Leistungen aus dem Hartefallfonds beantragen?

Haus- oder Wohnungseigentimer kdnnen ebenfalls anspruchsberechtigt gegenuber
SGB Il und XIlI sein, sodass, die erforderlichen Einkommensverhaltnisse vorausge-
setzt, auch Anspruch auf Leistungen des Hartefallfonds bestehen kann. Hier ist auf
die gesetzlichen Bestimmungen hinsichtlich der Angemessenheit der selbstgenutzten
Immobilie abzustellen.

Wann sind Kredite und Ratenzahlungen als nachgewiesene Harten bei der Ein-
kommensbereinigung zur berticksichtigen?

Der Hartefallfonds sieht ausdricklich vor, dass Familien eine Forderung erhalten
kénnen, die in Folge besonderer Belastungen durch eine private Insolvenz und / oder
Konsumkredite und sonstige Ratenzahlungen in ihren finanziellen Moglichkeiten so-
weit eingeschrankt sind, dass bei entsprechender Berucksichtigung Bedurftigkeit im
Sinne des SGB Il und Xll bzw. des Hartefallfonds angenommen werden kann. Hier
ist auf die Situation im Einzelfall abzustellen, d.h., die Konsumkredite und Ratenzah-
lungen mussen in Zusammenhang mit Ausgaben zur Bestreitung des Lebensunter-
halts in einem angemessenen Rahmen stehen (Werbungskosten, notwendige Haus-
haltsausstattung, Reparaturen, etc., ggf. beispielsweise auch der Autokauf, wenn es
sich nicht um den Zweit- oder Drittwagen oder um eine unangemessene Sonder- /
Luxusausstattung handelt).

Nach welchen Kriterien kdnnen erhohte Kosten bei gesundheitlichen Beein-
trachtigungen nachgewiesen werden?

Ist eine Familie in Zusammenhang mit gesundheitlichen Beeintrachtigungen eines im
Haushalt lebenden Familienangehdrigen finanziell besonders belastet, konnen die
entsprechenden Ausgaben bei der Einkommensbereinigung berlcksichtigt werden,
wenn sie angemessen sind und nicht bereits nach den gesetzlichen Bestimmungen
Berucksichtigung finden.



Andern sich die Férdervoraussetzungen, wenn Kinder / Jugendliche volljihrig
werden?

Volljahrige bleiben - zumindest soweit sie weiterhin eine Schule besuchen - grund-
satzlich Mitglieder der Bedarfsgemeinschaften, sodass sich keine Anderungen im
Hinblick auf die Bedarfsermittlung und Feststellung des bereinigten Einkommens er-
geben.

Koénnen auch Kinder in Forderschulen unterstiitzt werden?
Forderschulen gehdren zu den allgemein- oder berufsbildenden Schulen, sodass
auch Schulerinnen und Schuler an Férderschulen geférdert werden kénnen.

Sind Kinder, die nicht tiber einen Vertrag an der OGS teilnehmen, forderfahig?
Bsp.: Kinder haben nach der 4. Stunde Unterrichtsschluss, wirden dann regular
nach Hause gehen und sind nicht Uber die OGS betreut. Die Mensa der ent-
sprechenden Schule ist z.B. erst nach der 6. Stunde nutzbar.
Hintergrund des Hartefallfonds ist es, Kindern, die an einer gemeinsamen Mittagsver-
pflegung teilnehmen (sollen), dies finanziell zu ermoglichen, um Ausgrenzung zu ver-
meiden. Ziel des Hartefallfonds ist es dagegen nicht, grundsatzlich allen Kindern aus
,bedurftigen“ Haushalten ein Mittagessen zu finanzieren. Insoweit ist eine Forderung
bei der genannten Konstellation nicht moglich.
Die Teilnahme an der OGS setzt aber nicht den unmittelbar zeitlichen Anschluss an
den Schulbesuch voraus. Insoweit ware eine Férderung bei Besuch der OGS grund-
satzlich maglich.

Antragstellung

Wo sind die Antrage einzureichen?

Die Bedurftigkeitsprifung- und Bescheinigung erfolgt durch die zustandige Stelle in
den Kommunen. Leistungen des Hartefallfonds sind dementsprechend mit dem ,An-
trag individuell® (https://www.mags.nrw/haertefallfonds) bei den fur die Umsetzung
des BuT zustandigen Stellen in den Kommunen zu beantragen.

In welcher Kommune ist der Antrag zu stellen, wenn beispielsweise Wohnort
und Sitz der Schule nicht identisch sind?

Zustandig ist grundsatzlich die Kommune des Wohnortes, weil dort die wesentlichen
Informationen Uber die Anspruchsvoraussetzungen nach dem Hartefallfonds (bei-
spielsweise kein Anspruch SGB Il, SGB XlI, Wohngeld, BKGG...) vorhanden sind.



Wer stellt den Antrag?

Grundsatzlich ist fur eine Kostenlibernahme im Rahmen des Hartefallfonds die An-
tragsstellung durch die Erziehungsberechtigten erforderlich. Flr eine Bewilligung ist
die Bestatigung der Kommune zwingend, das keine Anspruche auf Leistungen nach
SGB I, XII und BuT bestehen, um Doppelférderungen zu vermeiden. Insoweit ist die
Mitwirkung der Eltern / Erziehungsberechtigten unverzichtbar.

Antragsstellung durch die Einrichtung

Die Unterschrift der Sorgeberechtigten kann in Einzelfallen, in denen keine Moglich-
keit besteht, die Unterschrift der Sorgeberechtigten einzuholen, durch die Unterschrift
der Einrichtungsleitung im vermuteten Einverstandnis der Sorgeberechtigten ersetzt
werden. Der zustandigen Stelle in den Kommunen muss in diesem Fall von der Ein-
richtung eine besondere Harte dargelegt werden (z.B. die Unerreichbarkeit der El-
tern, eine scheiternde Kontaktaufnahme, Drogensucht/psychische Krankheit der EI-
tern).

Im Antragsformular ist dafur ein Baustein vorgesehen.

Nachweiserbringung bei der Antragsstellung

Die Angaben der Sorgeberechtigten zur Einkommenssituation sind grundsatzlich zu
belegen. Ausgaben (Fahrtkosten zur Arbeitsstatte, Versicherungen, Kredite, pfand-
bare Einkommensanteile in Verbraucherinsolvenzverfahren und besondere, z.B. ge-
sundheitliche, Bedarfe in nachgewiesenen Hartefallen etc.) kbnnen bei der Ermittlung
der Bedurftigkeit in Abzug gebracht werden (s. Ausfihrungen unter ,Bedurftigkeits-
prufung®). Als Nachweis der Bedurftigkeit gilt auch die Vorlage eines Ablehnungsbe-
scheids des Jobcenters nach § 7 SGB |I.

Die Kommune hat im Rahmen ihres pflichtgemalen Ermessens daruber zu befinden,
welche beweiskraftigen Unterlagen notwendigerweise vorzulegen sind, um einen
Hartefall nachzuweisen. Die Entscheidung, wann ein zu fordernder Hartefall im Sinne
des Landesfonds ,Alle Kinder essen mit” vorliegt, ist unter Berlicksichtigung der Vor-
gaben in den Forderrichtlinien und der vorgenannten Erlauterungen von den Zuwen-
dungsempfangern, also den Kommunen, nach pflichtgemallem Ermessen in jedem
Einzelfall zu treffen.

Welche Konsequenzen ergeben sich aus den in Zif. 6.3 der Forderrichtlinie ge-
nannten Fristen?

FUr den Hartefallfonds bestehen keine generellen Ausschlussfristen. Das einzige be-
schrankende Element ist die Verfigbarkeit von Fordermitteln in ausreichender Hohe.



Nur bei Antragen, die den Bezirksregierungen bis zum 30. September vorliegen, ist

eine zeitnahe Bewilligung und Auszahlung von Zuwendungen maglich, um

a) den Kommunen zeitnah Mittel bereitzustellen und eine umgehende Teilnahme an
der Mittagsverpflegung umzusetzen,

b) Vorleistungen sowie nachfolgenden Erstattungs-/Verrechnungsaufwand zu mini-
mieren,

c) moglichst zeitnah abschatzen zu kdnnen, ob und ggf. in welchem Umfang Klas-
senfahrten mitfinanziert werden konnen.

Far nach dem 30. September eines Jahres eingehende Antrage kdnnen Fordermittel

voraussichtlich nicht zum 1. November desselben Jahres (Zif. 6.5 der Forderrichtli-

nie) angewiesen werden.

Die Frist 30. Oktober regelt den fruhesten Beginn des Bewilligungszeitraums. An-
trage die nach dem 30. Oktober eines Jahres eingereicht werden, kdnnen frihestens
zum 1. Januar des Folgejahres bewilligt werden. Dies ist einerseits der Planbarkeit
der einzusetzenden Fordermittel fur das jeweils laufende Haushaltsjahr geschuldet,
andererseits ist - je nach Termin der tatsachlichen Antragsstellung - eine Mittelanwei-
sung fur das laufende Kalenderjahr nicht mehr méglich. Eine Finanzierung von Aus-
gaben des laufenden Kalenderjahres aus Férdermitteln des Folgejahres ist ausge-
schlossen.

Aber: Durch die spate Veroffentlichung der Forderrichtlinie zum Hartefallfonds in
2020 kénnen ausschlieBlich in 2020 auch fur Antrage, die nach dem 30. Oktober
2020 bei den Bezirksregierungen eingehen, Mittel fir 2020 bewilligt werden (wenn
alle weiteren Voraussetzungen erfullt sind). Hierfur ist es aber verwaltungstechnisch
zwingend erforderlich, dass den Bezirksregierungen die Antrage spatestens zum 20.
November 2020 vorliegen und die entsprechenden Mittelanforderungen spatestens
am 30. November 2020 dem Ministerium fur Arbeit, Gesundheit und Soziales Nord-
rhein-Westfalen vorliegen.

Besteht die Moglichkeit einer Fristverlangerung?

Fristverlangerungen in Bezug auf den 30. September sind nicht notwendig (s.0.).
Fristverlangerungen in Bezug auf den 30. Oktober sind nur in Ausnahmefallen und
enger Abstimmung zwischen den Bezirksregierungen und dem Ministerium fur Arbeit,
Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen méglich.

Sind Nachmeldungen moglich, ohne dass am Stichtag 30. September ein An-
trag bei der Bezirksregierung gestellt wurde?

Nr. 6.3 der Forderrichtlinie spricht in diesem Zusammenhang von ,Anderungsantré-
gen” die wahrend des laufenden Schuljahres im Einzelfall gestellt werden konnen.



Anderungsantrége liegen vor, wenn bei der Kommune - neue - Antrage weiterer Be-
troffene eingehen und diese an die Bezirksregierung weitergeleitet werden. Dies be-
trifft Falle, in denen sich die Einkommenssituation von Eltern / Erziehungsberechtig-
ten nach den genannten Terminen (im laufenden Schuljahr) verandert hat, betroffene
Familien in eine andere Kommune umziehen oder Kinder / Jugendliche die Schule
wechseln.

Nachmeldungen sowie erstmalige Antrage von Kommunen sind grundsatzlich zu je-
dem Zeitpunkt moglich, unabhangig davon, ob zum 30. September und / oder 30.
Oktober ein Antrag bei der Bezirksregierung gestellt wurde.

Koénnen Kinder an der gemeinsamen Mittagsverpflegung (ab Beginn des Schul-
jahres) teilnehmen, auch wenn noch keine Zuwendungszusage vorliegt?

Ein vorzeitiger Mallnahmenbeginn mit dem ersten Tag des Schul- bzw. Kindergarten-
jahres ist grundsatzlich zugelassen und férderunschadlich. Hierbei ist jedoch zu be-
achten, dass die Mittagsverpflegung von einem Dritten (Kommune, Schultrager, For-
derverein, etc.) vorfinanziert werden muss. Kommt es im Anschluss jedoch nicht zu
einer Bewilligung und Finanzierung Uber den Hartefallfonds, besteht kein Anspruch
auf Erstattung der entstandenen Kosten.

Kdénnen bereits laufende bzw. zwischenzeitlich abgeschlossene Mittagsverpfle-
gungen / mehrtagige Klassenfahrten riickwirkend gefordert werden?

Tritt eine Kommune oder eine Schule / Einrichtung in Vorleistung und liegen die For-
dervoraussetzungen vor, ist eine ruckwirkende Bewilligung der Mittagsverpflegung
moglich (s.o.).

FUr Antrage, die nach dem 30. Oktober eines Jahres bei den Bezirksregierungen ein-
gehen, beginnt die Férderung mit dem Monat der Antragsstellung, soweit die Voraus-
setzungen zu diesem Zeitpunkt vorliegen, fruhestens jedoch zum 1. Januar des
Folgejahres.

Eine ruckwirkende Bewilligung und Férderung von Klassenfahrten ist ausgeschlos-
sen.

Mussen die Gemeinden / Gemeindeverbande und / oder die Trager der Einrich-
tungen / Schulen im Rahmen der Hartefallfonds ,,Alle Kinder essen mit“ in Vor-
leistungen treten?

Eine Verpflichtung zur Vorleistung besteht nicht und erfolgt freiwillig sowie auf eige-
nes Risiko.



Konnen durch Kommunen / Trager der Einrichtung / Schulen vorsorglich, d.h.
auf Grundlage eines ,,voraussichtlichen Bedarfes“, Antrage gestellt werden?
Es sind ausschliel3lich konkrete Antrage einzelner Betroffener zulassig. Vorsorglich
bzw. pauschal gestellte Antrage sind als unzulassig abzulehnen. Fur zu einem spate-
ren Zeitpunkt entstehende Bedurftigkeit ist die spatere Antragsstellung zulassig. Vor-
sorglich gestellte Antrage wurden neben dem Erstattungs- und Rickzahlungsauf-
wand u.U. dazu fuhren, dass Antrage tatsachlich Betroffener wegen fehlender For-
dermittel abgelehnt werden mussten.
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Hartefallfonds ,,Alle Kinder essen mit“
Fordergrundsatze

1

Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

Das Land gewahrt nach MalRgabe dieser Richtlinie und den §§ 23, 44 der Landeshaushalts-
ordnung (LHO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. April 1999 (GV. NRW. S. 158)
und des Runderlasses des Ministeriums der Finanzen (FM) ,Verwaltungsvorschriften zur
Landeshaushaltsordnung (VV-LHO)“ vom 19. Juni 2020 (MBI. NRW. S. 303) in den jeweils
geltenden Fassungen Zuwendungen fur die Teilnahme an der gemeinschaftlichen Mittags-
verpflegung sowie an Klassenfahrten von Kindern und Jugendlichen aus finanziell bedurfti-
gen Familien in Schulen und Kindertagesbetreuungen (Kindertageseinrichtungen, einschlief3-
lich Horte und Kindertagespflege).

Ein Anspruch auf Gewahrung der Zuwendung besteht nicht; vielmehr entscheidet die Bewilli-
gungsbehdrde aufgrund ihres pflichtgemalRen Ermessens im Rahmen der verfigbaren Haus-
haltsmittel.

2

Gegenstand der Forderung

Geférdert wird die Teilnahme von Kindern und Jugendlichen aus bedirftigen Familien an der
Mittagsverpflegung in Kindertagesbetreuung sowie Schulen und mehrtagigen Klassenfahr-
ten.

3
Zuwendungsempfangende
Gemeinden und Gemeindeverbande.

4
Zuwendungsvoraussetzungen

41

Als Kinder und Jugendliche aus bedurftigen Familien gelten

- Schilerinnen und Schiiler, die eine allgemein- oder berufsbildende Schule besuchen,
wenn sie jinger als 25 Jahre sind und keine Ausbildungsvergitung erhalten und

- Kinder in Kindertageseinrichtungen, in Kindertagespflege oder in Horten.

Bedurftigkeit liegt in der Regel vor, wenn

¢ kein Leistungsanspruch nach den entsprechenden Rechtsvorschriften fir Bildung und
Teilhabe nach dem Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Anderung des
Zweiten und Zwolften Buches Sozialgesetzbuch (insbesondere § 28 Abs. 6 SGB I, § 34
Abs. 6 SGB Xll sowie § 6b BKGG) besteht, die Familie des Kindes / des Jugendlichen
aber nur Uber Mittel in einem vergleichbaren Umfang verfugt.
Malstab fir die Bedurftigkeit ist der existenzsichernde Bedarf nach SGB Il / SGB Xl zu-
zuglich eines 20%igen Aufschlags. Vorhandenes Einkommen ist dabei zu bereinigen
(Anlage 3),

e Dbei Leistungen gem. SGB VIl keine Kosten fur ein gemeinsames Mittagessen enthalten
sind.

4.2
Eine mehrtagige Klassenfahrt liegt vor, wenn mit An- und Abreisetag mindestens drei Tage
betroffen sind.



4.3

Eine Zuwendung wird nur gewahrt, wenn die gemeinschaftliche Mittagsverpflegung in einem
organisatorischen Bezug zur Schule oder zur Kindertagesbetreuung bzw. in der jeweiligen
Verantwortung stattfindet, um dem sozialintegrativen Aspekt der gemeinschaftlichen Mittags-
verpflegung gerecht zu werden. Die jeweilige Verantwortung ist nicht gegeben, wenn die Mit-
tagsverpflegung weder in Raumlichkeiten der Einrichtung stattfindet, noch von dieser organi-
satorisch begleitet wird.

Kosten fur Verpflegung, die beispielsweise an einem Kiosk oder in einem Lebensmittelge-
schaft gekauft wird (z.B. belegte Broétchen, Geback 0.4.), sind nicht forderfahig.

4.4
Die Zuwendungsempfangenden stellen sicher, dass die Zuwendung den bedirftigen Kindern
und Jugendlichen, fur die ein Antrag gestellt wurde, zugutekommt.

4.5

Die Zuwendung kann nicht an die Erziehungsberechtigten der an der Mittagsverpflegung
bzw. der an mehrtagigen Klassenfahrten teilnehmenden Kinder und Jugendlichen ausgezahlt
werden.

4.6
Die nach Nr. 1.1 VVG zu § 44 LHO vorgesehenen Bagatellgrenzen fir die Bewilligung von
Zuwendungen bleiben aulRer Betracht.

4.7
Die Nr. 1.3 VVG zu § 44 LHO kommt nicht zur Anwendung.

5
Art, Umfang und Hohe der Zuwendung

5.1
Zuwendungsart
Projektférderung

5.2
Finanzierungsart
Pauschalierter Festbetrag.

5.3
Form der Zuwendung
Zuweisung

5.4
Bemessungsgrundlage

5.4.1 Zuwendungshochstgrenzen fir Mittagsverpflegung

Die Zuwendung betragt 1.080 Euro je Kind / je Jugendlichem pro Schuljahr.

Nimmt das Kind / die bzw. der Jugendliche nicht mehr an der Mittagsverpflegung teil, so re-
duziert sich die Zuwendung ab dem Folgemonat um 90 Euro flur jeden weiteren Monat des
Schuljahres. Fir die Berechnung der Reduzierung gilt der 31.7. als Schuljahresende.

5.4.2 Zuwendungshochstgrenzen fiir mehrtagige Klassenfahrten
Fir die Teilnahme an einer mehrtagigen Klassenfahrt wird die Zuwendung in Héhe der tat-
sachlichen Ausgaben gewahrt, max. 150 Euro je Kind / je Jugendlichem pro Schuljahr.



6
Verfahren

6.1
Bewilligungsbehdrde ist die Bezirksregierung, in deren Bezirk die Gemeinde oder der Ge-
meindeverband liegt.

6.2

Antragsverfahren

Fir die Gewahrung einer Zuwendung zur gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung bzw. fir
Klassenfahrten ist fur jedes Kind / jeden Jugendlichen ein Antrag bei der Gemeinde / dem
Gemeindeverband (Wohnsitz des Kindes / der bzw. des Jugendlichen) nach dem Muster der
Anlage 1 zu stellen (einschlieRlich Bestatigung der Einrichtung Giber den Besuch und die
Teilnahme an der gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung / der Klassenfahrt).

Antragsberechtigt flr das Kind / die bzw. den Jugendlichen sind die Erziehungsberechtigten
sowie die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der besuchten Einrichtung des Kindes / der / des
Jugendlichen, sowie volljahrige Schilerinnen und Schiiler selbst.

Die Gemeinde / der Gemeindeverband erklart fr alle aus ihrem Zustandigkeitsbereich ein-
gegangenen Antrage, dass die personlichen Anspruchsvoraussetzungen (Vorliegen der Be-
durftigkeit) vorliegen.

Die Gemeinde / der Gemeindeverband stellt einen Antrag nach dem Muster der Anlage 2 bei
der zustandigen Bewilligungsbehdrde.

6.3

Antragsfrist

Die Antrage nach dem Muster der Anlage 2 sind mdéglichst jeweils zum 30. September fir
das laufende Schuljahr bei den zustéandigen Bezirksregierungen zu stellen. Auszahlungen
der Zuwendungen fur Antrage, die nach dem 30. September vorliegen, kénnen erst zu einem
spateren als dem in Zif. 6.5 der Richtlinie genannten Zeitpunkt erfolgen. Antrage fir das je-
weils laufende Kalenderjahr mussen bis zum 30. Oktober desselben Jahres vorliegen. Fur
spater eingehende Antrage ist eine Férderung friihestens ab dem 1. Januar des Folgejahres
madglich. Wahrend des laufenden Bewilligungszeitraumes / Schuljahres kdnnen dartber hin-
aus in besonderen Fallen (Umzug, verénderte Einkommenssituation 0.4.) Anderungsantrage
gestellt werden.

6.4
Bewilligungsverfahren

6.4.1
Die Zuwendung ist den Zuwendungsempfangenden fir alle in ihrem Bereich befindlichen
Schulen und Einrichtungen der Kindestagesbetreuung in einem Gesamtbetrag zu bewilligen.

6.5

Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt ohne besondere Anforderung grundsatzlich zum 1.
November eines Jahres fir das jeweils erste Schulhalbjahr und zum 1. Februar eines Jahres
fur das jeweils zweite Schulhalbjahr. Unterjahrige Auszahlungen sind im Rahmen von Nach-
meldungen ggfs. mit einem der Auszahlungstermine gem. Satz 1 zu tatigen. Fur nach dem 1.
Februar auftretende Anderungen wird die Auszahlung zum 1. Juli getétigt.



6.6

Verwendungsnachweisverfahren

Ein Verwendungsnachweis Uber die zweckentsprechende Verwendung der Zuwendungen im
Rahmen des Hartefallfonds ,Alle Kinder essen mit* ist bis zum 31. Januar des Folgejahres
(nach Beendigung der Malinahme) der Bewilligungsbehdérde (unter Verwendung von Anlage
5) vorzulegen.

Der Verwendungsnachweis enthalt
o die Erklarung der Zuwendungsempfangenden, dass die Zuwendung auf Basis der
Richtlinienvorgaben ermittelt und eingesetzt wurde.
e eine Liste der Begtnstigten, aufgeteilt nach Mittagsverpflegung und Klassenfahrten
unter Angabe des jeweiligen Zuschusses pro Jahr bzw. Klassenfahrt.

7

Inkrafttreten/AuBerkrafttreten

Dieser Runderlass tritt mit Wirkung vom 1. August 2020 in Kraft und mit Ablauf des 31. Juli
2023 auler Kraft.

Gleichzeitig mit Inkrafttreten dieses Runderlasses tritt der Runderlass des Ministeriums flr
Arbeit, Integration und Soziales vom 12. Juni 2015 (MBI. NRW S. 415), der zuletzt durch
Runderlass vom 11. Februar 2016 (MBI. NRW S. 105) geandert worden ist, aulRer Kraft.

Die Muster und Anlagen kénnen bei den Bewilligungsbehdrden angefordert werden.



	Mittagessen fur alle deutsch - Kopie
	Mittagessen für alle in 7 Sprachen_verlinkt - Kopie
	FAQ
	Foerdergrundsaetze

